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10/07 Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Beachte 

Ist erstmals auf jene Periode des Geschäftsverteilungsausschusses anzuwenden, die im Jahr 2020 beginnt 
(vgl. § 27 Abs. 6). 

Text 

Geschäftsverteilungsausschuss 

§ 9. (1) Dem Geschäftsverteilungsausschuss obliegt die Beschlussfassung der Geschäftsverteilung, 
die Vorbereitung der Beschlussfassung der Geschäftsordnung und des Tätigkeitsberichts in der 
Vollversammlung sowie die Vorbereitung anderer Tagesordnungspunkte, insbesondere die Vorbereitung 
von Wahlen durch die Vollversammlung (§ 8 Abs. 2 Z 3 bis 5). Dem Geschäftsverteilungsausschuss 
obliegt auch die Beratung über die Ergebnisse des Controllings der Controllingstelle, die ihm zeitnahe vor 
der Beschlussfassung der Geschäftsverteilung gesammelt von der Präsidentin oder vom Präsidenten 
vorzulegen sind. 

(2) Der Geschäftsverteilungsausschuss ist von der Präsidentin oder vom Präsidenten in jenen 
Angelegenheiten der Justizverwaltung anzuhören, die in Ausführung der Geschäftsverteilung (§ 13) und 
der Geschäftsordnung (§ 6 Abs. 3) ergehen. 

(3) Der Geschäftsverteilungsausschuss besteht aus der Präsidentin oder dem Präsidenten, der 
Vizepräsidentin oder dem Vizepräsidenten sowie weiteren fünf von der Vollversammlung aus ihrer Mitte 
gewählten Mitgliedern (Wahlmitglieder). 

(4) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Geschäftsverteilungsausschusses sind für die Dauer von 
vier Jahren unter sinngemäßer Anwendung von § 39 bis § 46 RStDG zu wählen. Wiederbestellungen sind 
zulässig. 
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(5) Für die Wahlmitglieder sind von der Vollversammlung aus ihrer Mitte 15 Ersatzmitglieder zu 
wählen. 

(6) Die gewählten Mitglieder und Ersatzmitglieder des Ausschusses bleiben bis zur Bestellung der 
neuen Mitglieder im Amt. Ihre Mitgliedschaft kann nur aus wichtigen dienstlichen Gründen durch 
Beschluss der Vollversammlung, der einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen bedarf, 
vorzeitig beendet werden. Im Fall einer vorzeitigen Beendigung der Mitgliedschaft ist eine Nachwahl 
vorzunehmen; bis zu diesem Zeitpunkt tritt das erstgereihte Ersatzmitglied an die Stelle des 
ausgeschiedenen Mitglieds. 

(7) Die Sitzungen sind von der Präsidentin oder vom Präsidenten, im Falle ihrer oder seiner 
Verhinderung von ihrem oder seinem Vertreter (§ 5 Abs. 3) unter Anschluss einer Tagesordnung 
einzuberufen und zu leiten. Im Übrigen sind auf die Geschäftsführung des 
Geschäftsverteilungsausschusses die Bestimmungen des RStDG über die Personalsenate sinngemäß 
anzuwenden. Das Protokoll über die Sitzungen ist allen Richterinnen und Richtern (§ 3 Abs. 1) 
zugänglich zu machen. 

(7a) Die Leiterin oder der Leiter der Sitzung kann die Beratung und Abstimmung im Umlaufweg 
unter Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel anordnen, wenn dies zur 
Verfahrensbeschleunigung zweckmäßig ist, die Sache eine Sitzung nicht erfordert und kein Mitglied die 
Anberaumung einer Sitzung beantragt. Das Protokoll über die solcherart erfolgte Beratung und 
Abstimmung ist allen Richterinnen und Richtern (§ 3 Abs. 1) zugänglich zu machen. 

(8) Jede Richterin und jeder Richter (§ 3 Abs. 1) ist berechtigt, an den 
Geschäftsverteilungsausschuss Anträge zu stellen. Den anderen Richterinnen und Richtern steht es frei, 
zu diesen Anträgen Gegenanträge oder Abänderungsanträge zu stellen. Alle Anträge sind zu begründen. 
Der Geschäftsverteilungsausschuss kann beschließen, dass zu Sitzungen weitere Richterinnen und Richter 
beratend beigezogen werden. 

(9) Der Geschäftsverteilungsausschuss kann einer Einzelrichterin oder einem Einzelrichter oder 
Senat eine ihr oder ihm zufallende Rechtssache durch Verfügung abnehmen, wenn die Einzelrichterin 
oder der Einzelrichter oder Senat verhindert oder wegen des Umfangs ihrer oder seiner Aufgaben an 
deren Erledigung innerhalb einer angemessenen Frist gehindert ist. 
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